
Berichte VO den Aufständen, s1e bietet den radikalenwolle Freiheiten ın Südostasıen verteidigen, die 1in den
Negervierteln des eigenen Landes och nıcht bestünden, Führern moralischen Rückhalt und verunglimpft Dr
un dafür lasse S1Ee einträchtig weiße un schwarze Solda- Kıng Selbst taktische Hınweıiıse die Heckenschützen

werden erteilt. Bemerkenswert 1St die Sprachgebung, dieten erschießen, die Hause nıcht 1n die gleiche Schule
gehen dürften (vgl „The National Catholic Reporter-; csehr auf die Empfindlichkeiten der Entwicklungsvölker

67) abgestimmt ist: Die amerikanıschen eger werden Aaus$s-

schließlich als „Afro-Amerikaner“ bezeichnet, da das
Worttührer den „US-Imperialismus“ Wort „Neger besonders ın Afrıka vielfach eıiınen dis-

Den Vereinigten Staaten, die sich 1n den Entwicklungs- kriminierenden Beigeschmack hat (vgl „Peking und-
ländern, vorwıegend in Lateinamerika, den Vorwurt des schau“, 6/7, Sl 6/, 51) Aufschlußreich 1St

der Versuch, das marxıstische Klassenschema aut die rassı-Imperialismus gefallen lassen mussen, können die Schwie-
rigkeiten MI1t den Farbigen 1Ur eınen weıteren Prestige- schen Auseinandersetzungen anzuwenden. Zu diesem
verlust einbringen. Deshalb hat Fidel (astro dem radıi- 7Zwecke wird behauptet, die yroße Mehrheit der weißen
kalen Negerführer Stokely Carmichael 1m August dieses Amerikaner lıtte der gleichen Ausbeutung W1e die
Jahres VOL den versammelten Führern der kommunlistı- Farbigen, das weiße Lumpenproletarıat se1 mM1t den fro-
schen Parteıen des Kontinents 1n La Habana iıne große Amerikanern solidariısch. Die Rassenirage se1 eigentlich
propagandistische Rolle zugeteilt. Die Rassenfrage 1St ıhm ıne Klassenfrage. Präsident Johnson hat iıne Kommıis-
ein willkommener Anlaf Beschuldigungen S10N S: Untersuchung der Rassenfrage berufen, die Re-
die USA, zumal siıch celbst in dem Prozent farbi- yierungsstellen sehen siıch verstärkt dazu veranlaßt, die
gCnM uba nıe Mi1t der Rassenfrage kompromaittiert hat finanziellen Mittel zur Beseitigung der soz1alen Mißstände
Obwohl die antıweißen Untertone 1n der Ideologie Car- bereitzustellen, die Kirchenführer ruten menschlichem

Miteinander der Rassen auf un: wollen der Rassenfragemichaels nıcht enttfernt mMi1t den Vorstellungen Castros
harmonıeren, erhoflt @T: siıch VO  - den Rassenunruhen 1n bei der Ausbildung der Geistlichen mehr Gewicht verlei-
den USA diıe Chance, dort eın weıteres „Vietnam“ hen An Inıtiatıven un Willen scheint auf
schaften un die Bewegungsfreiheit der Regierung beein- der administrativen Ebene nıcht fehlen, da iINnan 1NS-

besondere weılß, daß das Problem noch lange nıcht beige-trächtigen können (vgl dazu die Ausführungen VO  e}

Ernesto Che Guevara, Creer deux, tro1s Vıetnam, Ed legt 1St un: da{fßs künftige Revolten organısıert se1n werden.
Maspero, Parıs Die wirkliche Bewältigung hängt davon ab, ob der weiße

Durchschnittsamerikaner erkennt, da{fß seıiner Natıon dieSchließlich die chinesische Auslandspropaganda die
Rassenunruhen für ıhre antiamerikanıiısche Propaganda, Spaltung droht, W C111 nıcht die Gesamtbevölkerung die
vorwiegend be] den Entwicklungsländern. Die wöchent- Bereitschaft aufbringt, den Farbigen als gleichberechtigten
ıch 1n vielen Sprachen erscheinende „Peking Rundschau“ Mitbürger akzeptieren.
gibt in einer Gewalttätigkeiten verherrlichenden Sprache

Aus der totalıtären Welt
der SPD Grabe un die Bundesrepublik alsAktuelle Fragen der Politik der SED
innerlich stabilisiert eingeschätzt werden mußte.

In der Periode der Vorbereitung, Durchführung und Aus-
Reaktionen auf dıe Ostpolitik der Bundesregi:erungwertung des VITI. Parteitages ( bis 22. Aprıil krı-

stallisierten siıch 1n der Politik der SED drei Schwer- Die SED-Führung betrachtet die Bemühungen der -
punkte heraus: Intensivere Anstrengungen ZuUuUr Er- genwärtigen Bundesregierung eiıne aktivierte Ost-

politik mıiıt dem Trend ZuUur Herstellung diplomatischerhöhung der Rentabilität un Leistungsfähigkeit der
Wirtschaft. Kompromißlosere Haltung 1m Rıngen Beziehungen den europäischen Volksdemokratien
internationale Anerkennung. Verstärkte Bemühungen ohne Konzessionen ZUguUuNnsten der Anerkennung der
ZUuxr Überwindung des gesamtdeutschen Bewußtseins un A:DDR® als ine ernste Gefahr, als einen gefährlichen
ZuUuUr stärkeren Betonung der Eigenstaatlichkeit der Versuch ZUT Isolierung der DDRS innerhalb des kom-

muniıstischen Machtbereiches, W 4s gyee1gnet iSt, die OS1-
Der VII Parteitag der SED selbst brachte wen1g Neues. t10n der „DDR“* als „Bollwerk die revanchıistische
Inhaltlich gesehen, War dies ohl der bisher langweiligste imperialıstische Bundesrepublik“ untergraben. Dıie
un: unbedeutendste Parteitag der SE  O Die bisherige verständigungsbereite Ostpolitik der ueII Bundesregie-
Politik wurde bestätigt. Es wurde eın Entwick- rung wird als die „besser alte Politik des Revan-
lungsabschnıitt eingeleitet. Die wesentlichen Akzente der chismus, des Nationalismus un des Antikommunismus”
gegebenen politischen Orientierung der SED wurden be- ausgegeben. Am 13 Februar 1967 warf Walter Ulbricht
reıits auf dem Plenum des Zentralkomıitees der SED 1ın einer ede VOT dem Berliner Parteiaktiv Bundeskanz-
(15 bis Dezember ZESETZT. Auft diesem Plenum ler Kıesinger VOTr, daß die Taktik Hitlers be1 der Vor-
un 1n den darauffolgenden Sıtzungen des Politbüros bereitung der Aggression kopiere.
beschäftigte sich die SED-Führung mMıt den Auswirkungen Für die SED-Führung 1St die 1im kommunistischen Macht-
der Bildung der Grofßen Koalıition 1n onn. In der Be- bereich anerkannte Posıition der „DDR® als „Bollwerk“
urteilung der SED-Führung hat die Bildung der Großen Jebenswichtig. Die D  « annn ihre spezifische Rolle 1m
Koalition die Kräfteverhältnisse 1n der Bundesrepublik Ostblock NUrLr festigen, WEn S$1Ee als „Bollwerk die
Deutschland ZUUNgUNStEN der SED verändert, weıl alle revanchıistische imperialıstische Bundesrepublik“ an

Hoffinungen autf mögliche Volksfrontkonzeptionen miıt kannt wird. Der härtere Kurs 1n innerdeutschen Fragen
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1st einem Bestandteil der Gegenoffensive UÜlbrichts 5C- volle Marksteine ZUrL Vertiefung der Spaltung. Durch das
worden, den Einbruchserfolg (Rumänıien) abzuriegeln HEUNUE Staatsbürgergesetz 1St die Bundesrepublıik rechtlich
un die eigene Position festigen. Dıie aktivierte ÖOst- Z Ausland erklärt worden. Nach dem Wunsch der
politik der Bundesregierung forderte Ulbricht einem SED-Führer sollen sıch die Deutschen 1n Ost und West
betont harten Kurs iın der Deutschlandfrage heraus. Die künftig als Angehörige VO  3 7wel Staatsvölkern begegnen,
starke Betonung der innerdeutschen Gegensätze un: die die NUuUr noch historisch bedingt die gleiche Sprache SP
deutlichere Trennung 1n allen Fragen oll die anderen chen, on 1aber 1n der Gegenwart nıchts mehr mıte1in-
kommunistischen Staaten einer eindeutig klaren Hal- ander gemeiınsam haben Dıie in der Verfassung der
Lung in der deutschen rage veranlassen, S1€e noch nach- 357 noch fixierte deutsche Staatsbürgerschaft wird
drücklicher auft die „Zweıistaatlichkeit“ Deutschlands großzügig den Einwohnern der Bundesrepublik allein
hinweisen und solidarıschem Verhalten ZUguNnNsten der überlassen. Mıt der voraussichtlich für das Jahr 1968
ID ANSPOTNCN. geplanten CUuEeC1I Verfassung der »D oll die E1gen-
ach dem Plenum des Zentralkomuitees der SED staatlichkeit weıter Zzementiert und sollen alle jene Ele-
wurde ıne ampagne alle Flemente gesamtdeut- a  9 die noch Z Teil AUuUS der Weimarer Verfassung

übernommen wurden, hinausgedrängt werden.schen Denkens entfaltet. Das Mitglied des SED-Polit-
büros Gerhard Grüneberg bezeichnete die Wiedervereini- Im Entwurf des Strafgesetzbuches werden Verbrechen
SuNng als gefährliche Illusion, die inan AUuUSs den Köpfen die Souveränıiıtät der >3D als besonders G
der Menschen vertreiben musse. Die SED-Führung 111 abscheuungswürdig“ qualifiziert, die 1022028 MI1t der Todes-
die noch vorhandenen Elemente eines gesamtdeutschen strafe geahndet werden können. Wer siıch also nıcht
Bewußtseins bzw die Vorstellungen VO einer einheit- staatsbewulßfst verhält un: Beziehungen ZU: Bundes-
lıchen deutschen Kultur, Wiıssenschaft, Literatur eicCc Z republik unterhält, kann hart bestraft werden.
storen. Dıiıe Ma{fßnahmen Z stärkeren Betonung der Eıgen-

staatlichkeit der 35 D un die Oftensive gesamt-Ideologisierung der Spaltung deutsches Denken sind mIi1t dem Bemühen verbunden,
nach ınnen Miılde ZUÜR Schau stellen un dieIn einer Direktive die Presse, alle Massenmedien und

die Parteijagitatoren wurde festgelegt, daß konse- politisch-moralische Einheit aller Burger werben. Im
quenter als bisher jede Gemeinsamkeit mi1t West- Innern verschärft die SED-Führung den Kurs gegenüber
deutschland polemisieren se1 un: 1e] stärker das der Bevölkerung nıcht, sondern ne1gt eher eiıner ZEW1S-
unüberbrückbar Trennende betont werden musse. In den SCl Milderung.
VEIrSANSCHECNM oOnaten wurde versucht, den Begriıft SCc- Ausprägung der Eigenstaatlichkeitsamtdeutsch bzw deutsch (ın einem staatlıch nıcht niäher
klassiıfizierten Sınne) auszuradieren. In zahlreichen Leser- Der VI1l Parteitag 1e1% erkennen, da{fß die Durchsetzung
rietfen wurde der „Stolz“ auf das soz1alıstische Vater- der Anerkennung der 29 das wichtigste politische
and Z Ausdruck gebracht un: die 397  ar  98a C6 der Ziel 1St, welches mıt verstärkter Energıie kompromi(los
einheitlichen deutschen Wiıssenschaft, Kultur A Stellung angesteuert werden soll. Es wurde autf eiınem Alles-
SCHOMMCN., Man ann die rage stellen, die SED oder-Nichts-Standpunkt beharrt, den politischen
erst Jetzt darangeht, alles Gesamtdeutsche autzu- Preıs hochzutreiben un: die Bundesrepublik weıter-
treten Die Überwindung des gesamtdeutschen Bewuifßt- 21n als polıtischen Aggressor ausgeben können. Durch
se1nNs wird VO  - der SED-Führung offenbar als die wiıich- die Fıxierung VO Maximalforderungen (Anerkennung
tigste Voraussetzung ZUur Formierung eınes „D R“_ der ”D und aller gegenwärtigen europäıischen Gren-
Staatsbewuftseins angesehen. Solange die Menschen 1n ZCN, Direktverhandlungen zwischen Bundeskanzler Kıe-
Mitteldeutschland noch gesamtdeutsch denken, werden Sie singer un Ministerpräsident Stoph über die Aufnahme
Vorbehalte „ihren  I Staat haben un: ıh als normaler Beziehungen) sollen alle Bemühungen der
Provisorium ansehen. Die ampagne das gesamt- Bundesregierung 1ne Normalisierung des Lebens 1n
deutsche Denken 1st somıt eın wichtiger Bestandteil der Deutschland Z Scheitern gebracht werden. Auf kleine

Schritte, die der Verbesserung der menschlichen Beziehun-psychologischen Oftensive des Ulbricht-Regimes, die
Menschen 1n Mitteldeutschland endgültig die „Zwel- SCmH dienen ollen, äfßt sıch die SED-Führung jetzt nıcht
staatlichkeit“ Deutschlands gewöhnen un dazu e1n, weil s1e das Risiko einer Entspannung un einer

Schmälerung der Posıtion der 3 B) als „Bollwerk“bringen, die A als ihr Vaterland anzusehen un
sıch miıt dem Regime arrangıeren. Nıcht zufällig lau- beinhalten. Salvatorische Klauseln 1in Abkommen wurden
tetfe die zentrale Losung des VII Parteitags „Alles für VO  —$ UÜlbricht aut dem VI1L Parteıtag nachdrücklich VeEI-

die DDR soz1ialistisches Vaterland“. Anfang des urteıilt, da{fß die Aussichten für NeUE Passierschein-
Jahres 1967 schrieb das „Neue Deutschland“ 1n gleichem regelungen in Berlın un: tür andere LIECUC Vereinbarungen
Sınne: „Der soz1ialistische deutsche Staat 1St das Wiıchtig- relatıv gering sSind.
StTEe 1n Deutschland. lle Überlegungen, die die Zukunft Die Wiedervereinigung wurde VO  3 Ulbricht auf dem VE
der deutschen Natıon betreften, mussen davon ausgehen, Parteitag erneut als gegenwärtig unmöglıch un: die Aus-
OnNn: sind s1e nıcht realistisch.“ einandersetzung zwıschen den „beiden deutschen Staa-
Miırt iıhrem Vorgehen die och vorhandenen FEle- ten  < als Klassenkampf die Klärung der rage Wer

Wen? charakterisıert. Konföderationsideen wurden ingesamtdeutschen Bewußtseins un bei iıhren Be-
mühungen ZUrr: stärkeren Betonung der Eigenstaatlichkeit den Hintergrund gedrängt. Während einerselts alle Illu-
der ADDR beschränkte sıch die SED 1ın den vergangsenen s1ıonen über die Wiıedervereinigung bekämpft wurden,
OoOnaten keineswegs auf bloße Propagandaaktionen, wandte sıch Ulbricht anderseıts auch die pessim1-
sondern S1e schuf einıge bedeutungsvolle Fakten. stische Auffassung, 9 könne nıemals ZUrL Vereinigung
Das „Gesetz über die Staatsbürgerschaft der und der beiden deutschen Staaten kommen“. Er dies-
die Fıxierung e1nes Strafrechts sind bedeutungs- bezüglich: 99  1e€ Vereinigung der deutschen Staaten 1St



un bleibt Ziel ber WIr sınd klar darüber, sollen bis 1980 allein für die Errichtung Forschungs-daß S1C eine demokratische Umgestaltung Westdeutsch- einrichtungen und die ständige Modernisierung iıhrer
lands und daß der VWeg dorthin für West- gerätemälßigen Ausstattung Zzwel Miılliarden ark 1NVeE-

stiert werden.deutschland lang un: beschwerlich se1n kann“ („Neues
Deutschland“, 18 6/7, Seite
Wenn der VII Parteıitag auch den harten Kurs 1n der Relativ gemäßigter Kurs
Deutschlandpolitik bestätigt hat, hat doch diesen
uUurs nıcht weıter verschärft. Neue Inıtiatıven 1n dieser

Durch Forcierung der wıssenschaftlich-technischen Revo-
lution un durch verstärkte „soz1alistische“ ErziehungRichtung lıeben AUS, Es hat gegenwärtıig auch den An- glaubt die SED-Führung, die gesellschaftlichen Verhält-schein, da{flß die Kampagne das gesamtdeutsche Be- NısSse 1ın Miıtteldeutschland noch gründlicher umgestalten

wırd.
wußtsein ZWar tortgeführt, aber nıcht mehr zugespitzt un die luft Westdeutschland vergrößern können.

In den nächsten Jahren oll laut Ulbricht die Wırtschafts-Obwohl die SED-Führer den politischen Fragen der form eine entscheidende qualitative Veränderung erfah-Durchsetzung der Anerkennung un der stärkeren For- Ien
mierung der Eigenstaatlichkeit der D gyrößte Auf- Auf dem VII Parteitag wurden Detailfragen der Wırt-merksamkeit widmen, stehen insgesamt Aaus politischen schaftsführung, der wıssenschaftlich-technischen Revolu-otıven wirtschaftliche Fragen 1 Vordergrund des t10N, der komplexen „sozıalıstischen“ Rationalisierung,Kampfes der SE  O Im Mittelpunkt des VII Parteitags der Standardisierung, der Arbeitsprinzipien „SOz1ialiısti-standen eindeutig wiıirtschaftliche Probleme. ber Z7Wel scher“ Geschäftsbanken und anderes eroörtert. Es wurdeDrittel des viereinhalbstündigen Ulbricht-Referates der Versuch unternommen, ıne langfristige Prognose fürwiırtschaftlichen Fragen gew1ıdmet. Fuür die SED-Führung die „Gestaltung des entwickelten Systems des Sozialiısmus1St die Stärkung der-wirtschaftlichen Basıs das wichtigste 1n der aufzuzeigen. Mıt wissenschaftlicher Phra-
Kettenglied, die „D 1im Innern weıter stabi- seologie wurden dabei Dınge gefordert, die 1n der freienlisıeren un ihre ökonomische DPotenz 1 Rıngen Wıırtschaft stillschweigend MIt yrößter Selbstverständlich-internationale Anerkennung noch erfolgreicher 1n die keit verwirklicht werden. Ungeachtet der anspruchsvollenWaagschale werten können. Der Wiıderspruch 7 W1- Projekte un Prognosen mußflte aber eingestanden WCI-schen stet1g wachsendem wiıirtschaftlichem Gewicht der den, dafß AI der planmäßigen Materjalversorgung auf„D un: dem verglichen mit anderen Volksdemo- verschiedenen Gebijeten noch erhebliche Schwierigkeitenkratien unbefriedigenden völkerrechtlichen Status vorhanden sind“.
drängt die SED-Führung dazu, diese Diskrepanz durch Was 1M einzelnen nter „entwickelter soz1ialıistischer Ge-
Erzwingung der Anerkennung überwinden. sellschaf}“ verstehen 1St, darüber wurde wen1g auSgC-

Wirtschaftliche Posıtion Sagt Immerhin scheinen bestimmte Veränderungen der
gegenwärtigen Eıgentumsformen geplant se1in. Ul

In der eıt zwiıschen dem VI Januar un dem bricht erwähnte, dafß 1n der Landwirtschaft „kollektives
VI1I Parteitag der SED konnte die 99 vornehmlıch Eıgentum auf Sherer Stufe“ entstehen werde.
durch die Anwendung des „Neuen ökonomischen Systems Dıie wıirtschaftlichen Anstrengungen erfordern 1 Tn
der Planung un: Leitung der Volkswirtschaft“ un den aber insgesamt einen relativ gemäßigten Kurs, ein WweIlt-
verstärkten Einsatz der Menschen unzweifelhaft WIırt- gehend auskömmliches Verhältnis Z Bevölkerung und
schaftliche Erfolge erzielen, wenngleıch die hochge- eine schrittweise Verbesserung der Lebensbedingungen.schraubten Planzıele ZU Teıl nıcht erreicht wurden und Um der arbeitenden Bevölkerung entgegenzukommen,durch Fehlinvestitionen Z Kombinat „Schwarze wurden folgende Maßnahmen beschlossen: Erhöhung der
umpe“) Millionenverluste entstanden. Grundrenten, bessere Unterstützung kinderreicher Famı-
Die wirtschaftliche und soziale Spitzenposıition der lıen, Anhebung der Vergütung der untersten Lohngrup-”D  « 1mM kommunistischen Machtbereich konnte jedoch PCN un Einführung der 5-Tage-Woche (bei Streichungweıter ausgebaut werden. Die »„ steht Al zweıter einıger bisher arbeitsfreier kirchlicher un staatlicher
(direkt nach der SowjJetunıon) un 1n ein1ıgen Bereichen Feıiertage).
SOBAar schon erster Stelle. In Jüngster eıt werden auch Ww1e Aaus der Regierungs-Die bisherigen wirtschaftlichen Erfolge SPOTNEN die SED- erklärung VO Juli 1967 un: den StellungnahmenFührung a die wirtschaftlichen Fragen als Schlüssel- der Tagung des Zentralkomitees der SED (6 und
probleme der Innen- un Außenpolitik anzusehen. Es Juli hervorgeht die Fragen der innerdeutschen
ann auch nıcht verkannt werden, da{ß die Menschen iın Beziehungen tast ausschließlich als Problem der Außen-
Mitteldeutschland zunehmend stolz autf das Geleistete politik angesehen. Außerlich findet dieser Kurs auch 1n
siınd un durch die Spiıtzenposıition der „D  CC 1m kom- der Umbenennung des inısteriıums für Außenhandel
muniıstischen Machtbereich weıter aNngesSspOFNt werden, zul und Innerdeutschen Handel 1n Miınisterium tür Aufßen-

arbeiten (vgl Herder-Korrespondenz ds Jhg., wirtschaft seinen Ausdruck. Das Staatssekretariat für
Der tradıtionelle Stolz des deutschen Fach- westdeutsche Fragen hat ausschließlich Propagandaauf-arbeiters autf seine Tüchtigkeıit, seine Zuverlässigkeit un gyaben ertfüllen.

seiınen Fleiß NnNutzt heute unzweifelhaft den kommunisti- Die bemerkenswerten Zugeständnisse der Bundesregie-schen Machthabern. rIung (Aufhebung der VWıderrutklausel, Verbesserung der
urch die zunehmende Mechanisierung un die Automa- Abrechnungsmodalitäten, Freistellung VO  $ der Mehrwert-
tisıerung vieler Produktionsprozesse, die umftassende steuer) wurden, W1e Aaus regıierungsamtlichen Verlautba-
Anwendung elektronischer Datenverarbeitung, die wach- ILUNSCN bei der Eröffnung der Leipziger Herbstmesse 196/
sende Chemisierung der Volkswirtschaft und die Nutzung hervorgeht, als selbstverständlich hingenommen. Unge-der Atomenergıe soll die wıssenschaftlich-technische Revo- achtet dieses Entgegenkommens werden weıterhin Re-
lution vorangetrieben werden. Im Bereich der Elektronik gierungsabkommen über den Handelsverkehr zwischen
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den „beiden deutschen Staaten“ gefordert, obwohl die täglichen Kirchenpolitik wiıird S1ie alles Cun, daß die FEın-
AD AUS der Tatsache, dafß die Bundesregierung den heit der EKD tür Mitteldeutschland praktisch weitgehend
innerdeutschen Handel nıcht als Außenhandel betrachtet, unwirksam 1St un bestentalls NUur eın Symbol bleibt.
erheblichen wiırtschaftlichen Nutzen zieht. Ebenso w1€e die katholischen Bischöte AaUuUS$S Mitteldeutsch-
In der Religions- und Kirchenpolitik wurden in der and nıcht der Deutschen Bischotskonterenz teilneh-
etzten eit keine wesentlichen Akzente ZEeSCTIZET. 1NeN dürfen, werden auch die Ratsmitglieder der EKD
Während die SED bestrebt 1St, 1mM Innern den Kampf den gyegebenen Umständen nıe gemeınsam tagen

Religion un Kırche mi1t „normaler“ Intensität können.
ohne jede Verschärfung tortzuführen, wird 1n all den Angesichts dieser Umstände hat die Synode bereits mMı1t
Fragen, die die Eigenstaatlichkeit un Souveränıität der notwendıgen Retormen begonnen. Man ewahrt sovıel
”D berühren, jedoch eın betont harter Kurs g- Einheit Ww1Ee möglich, o1bt aber den Organen der EKD iın
teuert (vgl Herder-Korrespondenz ds Jhg., 89 fr.) West- und Mitteldeutschland die Möglichkeit, die für

ıhren Bereich notwendigen Entscheidungen selbständigDruck auf die EK  S treften.
Der verstärkte Kampf die noch vorhandenen Ele- UunN au} die hatholische Kırcheeines gesamtdeutschen Bewußfßtseins hat Naturge-
mäfß se1ne Auswirkungen auf die Kırchen, deren faktische Inzwischen haben Beeinflussungsversuche auch gegenüber
Brückenfunktion zwiıschen Ost un West mıiıt der politı- der katholischen Kirche ZUSCHNOMMECN. Im März 196/
schen Generallinie der SED kollidiert. Der politische machte das Redaktionskollegium der „begegnung“, offen-
ruck ZUuUr Erzwingung der Preisgabe der Einheit der bar 1n Abstimmung mıiıt dem Staatssekretariat tür Kirchen-
katholischen un evangelischen Kirche ın Deutschland fragen, einen kirchenpolitisch bemerkenswerten Vorstofß.
wurde 1ın den etzten onaten erhöht. In dem Artikel „Kırche un Bonner Ostpolitik“ wurde die
Deutliche Auswirkungen hatte die versteifte Haltung der ur die innerdeutschen Verhältnisse vielleicht nıcht gerade
SED 1n der Deutschlandpolitik bereits seiIt längerem auf gylückliche Umbenennung der Fuldaer Bischofskontferenz
die EK  O Sıe führte 1n den vergangschecnN Onaten 1n „Deutsche Bischofskonterenz“ Z Anlafß einer schar-
einer schweren Belastungsprobe (vgl Herder-Korrespon- ten Polemik MM un dies als eın Ausdruck der
denz ds Jhg., Die gesamtdeutsche Einheit der „Alleinvertretungsanmafßßung“ westdeutscher kirchlicher
ın Mitteldeutschland zahlenmäßig starken evangelischen Stellen dargestellt. Der Name „Deutsche Bischofskonte-
Kırche 1STt den Kommunıisten schon se1It langem eın be- enz  «“ wurde als unrichtig un anmaßend abgelehnt und
sonderes Ärgernıs. Gestützt auf die Gruppe „fortschritt- aktıisch die Formierung 7zweıer deutscher Bischotskonte-
liıcher“ Pfarrer, die sıch 1n eiınem Bund Leitung VO  —$ renzen gefordert. Dıie Berliner Ordinarienkonferenz soll
Prot Dr Bassarack bereits zusammengeschlossen haben, sıch ın „Ordinarienkonferenz der D umbenennen
und auf aktıve Funktionäre der Ost-CDU, hatten die un AusSs der Deutschen Bischofskonferenz ausscheiden.
SED-Kirchenpolitiker geglaubt, da{ß bereits 1n diesem Zustimmende Aufßerungen des Leıiters des Katholischen
Frühjahr dıe Spaltung der EKD möglıch sel. Buros 1ın Bonn, Weıihbischof Heinrich enhumbergs, 1n
Seit November 1966 wurde VO  —_ diesen Kräften die These eiınem Interview MI1t dem „Echo der eıt  1r“ (29 1.67) ZELT:

verfochten, da{fß überhaupt keine Einheit der EK  S Ostpolitik der Bundesregierung, die 1m Namen der katho-
mehr gebe (Außerung VOIN Dr Töplitz, Stellvertretender iıschen Kiırche 1n Deutschland abgegeben wurden, rieten
Vorsitzender der Ost-CDU un Präsident des Obersten den Orn der Kommunisten und den Protest der (Ost-
Gerichtes der In der Fortexistenz der EKD CGCBU hervor. Das Redaktionskollegium der „begegnung“
wurde eın Rudiment der „Bonner Alleinvertretungsan- wünschte VO  - den Bischöten in Mitteldeutschland, da{(ß S1e
maßung“ erblickt. Unmittelbar VOT der Synode wurde sıch ausdrücklich VO dieser zustimmenden Erklärung Z

eine Konterenz „fortschrittlicher“ Geistlicher nach (Jst- „weiterhin DDR-feindlichen Ostpolitik der Bundesregie-
Berlin einberufen, auf der mehrere Pfarrer behaupteten, “  rung“, die ormell auch 1n ihrem Namen abgegeben seın

kann, distanzieren.die EKD se1 eın Anachronismus un ebe NUur noch 1n
vorgetäuschter Einheit. Unzweifelhaft widerspricht die Bezeichnung „Deutsche
Wenn auf der etzten Synode, die 1Ur 1n Z7wel Regional- Bischofskonferenz“ der kommunistischen Zweıstaaten-
Synoden 1n West-Berlin un Fürstenwalde theorie un 1St deshalb für die Kommunisten eın schwe-
durfte, die Einheit der EKD erhalten werden konnte, L’es Ärgernıis, wodurch eın ständiger Anlaß Pressionen
WAar dies vornehmlich eın Verdienst des Greitswalder Bı- gegeben ISt. In ıhrem rein politischen Denkmodell 1St Zur

schofs Friedrich Wilhelm Krummacher. urch seıne AaUS- eıt für 1ne kirchliche Brückenfunktion 7zwiıschen Ost
gezeichnete rein theologische Begründung der Einheit der un West eın Verständnıs finden, weıl der aktuel-

len polıtischen Zielsetzung widerspricht.evangelischen Kirche drängte die Gegner der Einheit
ın die Detensive. Die über die acht verfügenden mitteldeutschen Kom-
Die SED un die evangelischen Funktionäre der Ost- muniısten haben vielfältige Möglichkeiten, admıiıniıstratıv
CDU VO Erfolg der ede Krummachers über- den ruck auftf die Kirchen erhöhen, ohne direkten
rascht. Die verstärkten öffentlichen Angrifte die Verfolgungsmaßnahmen (die dem Anerkennungsbemü-
Einheit der EK  S) hatten dazu geführt, daß alle mıiıttel- hen schaden) übergehen mussen. Die oftene Distanzıe-
deutschen Synodalen ohne Ausnahme die öffentliche rung VO  3 der „Bonner Politik“ könnte möglicherweise
Selbstverpflichtung mıiıt beschlossen haben, der Ge- auch VO Staatssekretär für Kirchenfragen als eın Preıis
meınschaft der FKD festzuhalten. In der Abwehr : der gefordert werden, 1M bisherigen Ausmafß weıterwir-
Spaltung VO außen herrschte also Einmütigkeit. ken können. Da ın eiınem ommunistischen Regıme
Die SED konnte diesmal iıhr Ziel die Aufhebung der die wirtschaftlichen Fragen der Politik untergeord-
Einheit der EKD ZWar noch nıcht erreichen, aber S1e nNnet sınd, könnten gegebenenfalls auch die Unterstützungs-
hat keineswegs aufgegeben. In iıhrer unmittelbaren maßnahmen der westdeutschen Diözesen für die miıttel-
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deutsche Diaspora durch Unterbindung des Geldtransfers Rande der Gesellschaft dahinvegetieren. Wenn über
schwer behindert werden. Religion un: Kırche auf dem VII Parteitag auch SC

schwiegen wurde, darf eın Zweıtel daran bestehen,Ideologische Argumente da{fß der bisherige religions- un kirchenfeindliche Kurs
mıiıt der bisherigen Intensität weitergeführt wiırd. Nach-Schon seit einem Jahr wird auch die rage der Neufest-

der Diözesangrenzen iın Anpassung die Realı- drücklich wurde während des Parteitages auf die Not-
tat der „beiden deutschen Staaten“ hochgespielt un her- wendıgkeıt einer verstärkten klassenmäßigen Erziehung

un der „Durchdringung aller Sphären des gesellschaft-vorgehoben, da{fß unvertretbar sel, da{fß westdeutsche
(NATO)-Bischöfe 1n die ADIDRS hineinregieren. Anliß- lichen Lebens durch die sozialistische Ideologie“ hin-
lıch des Bischofsjubiläums VO Weihbischof Rıntelen gewlesen.
(Magdeburg) warf die SED die rage auf, Warum Mögliche Auswirkungennıcht möglıch sel, Magdeburg wieder 1n den Rang einer
Diözese erheben. Die gegenwärtıgen gesetzgeberischen Inıtiatıven der SED
In dem Artikel Sl Konzilsgeist handeln ‚über-

CCC
(Entwurf eınes Strafgesetzbuches, das „Gesetz

wıntern wurde 1M Aprilheft 1967 der „begegnung“ über die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen
Berufung auf bestimmte Abschnitte der Pastoral- Republik“ und die Pläne ZUur Verabschiedung einer

konstitution über die Kırche iın der Welt VO  e} heute die Vertassung un: elnes Zivilrechts) sind gyee1gnet, die
Verpflichtung SA aktiven Miıtarbeit ın der soz1alistischen Rechtsposition der Kırche schmälern un iıhre Schwie-
Gesellschaftsordnung der ADDIRS herausgestellt. In die- rigkeiten vergrößern.
SE Artike] wurde davon AUSSCHANSCH, daß die so7z1ali- Die praktischen Auswirkungen des Staatsbürgerschafts-stische Gesellschaftsordnung den unwiderlegbaren Beweıs un des Strafgesetzbuches sind 1mM einzel-
ihrer Stabilität, ihrer Entwicklungskraft, ıhrer Unüber- LIEN noch nıcht abzusehen. Da 1m Strafgesetzbuch
wıindbarkeit un ıhrer geschichtlich verändernden Aus- Verstöfße die „Souveränıiıtät der als die
strahlung oftenbart hat Da heute der Sozialismus bereits schwersten Verbrechen qualifiziert sınd, kann iINan bei
autf einem beträchtlichen Teil der Erde existiere un Bedart „unpatriotische“ Bischöfe, Priester und
Miıllionen Katholiken 1n seinem Bereich ebten, könne Laien vorgehen, die Zur Kırche der Bundesrepublik
INnan die These der Pastoralkonstitution, dafß die Kıiırche CENSCIC Beziehungen unterhalten, als 1n den zwiıschen-
9 keine orm menschlicher Kultur oder eın besonderes staatlichen Beziehungen üblich 1St Wer sich 1n Mittel-
politisches, wirtschaftliches oder gesellschaftliches System deutschland FV EKD oder ZUr Deutschen Bischofskonfe-
gebunden“ sel, 1Ur als Aufforderung und Verpflichtung PE zugehörig bekennt, unterwirft sıch 1n der Sicht der
für alle 1n einer Gesellschaftsordnung ebenden SED der „Alleinvertretungsanmaßung Bonns“ un!: m11-
Katholiken verstehen, ohne Hıntergedanken vorurteıls- achtet die „Souveränıität der Jeder Kontakt mıt
frei nach konstruktiven Posiıtionen der Katholiken ın der der Bundesrepublıik, der sich 1n anderen Formen abspielt,

Gesellschaftsordnung streben un miıt allen ZUuU als zwiıschen Fremdstaaten üblich ISt, kannn als Staats-
Autfbau einer wahrhaft triedlichen Welt USammenZUu- verbrechen, un WAar als das schwerste, das das neucC
arbeiten. Strafgesetzbuch kennt, werden.
Neben diesen Überlegungen wurde VOTL allem die Auf- In Jüngster eit verstärken sıch 1mM Zusammenhang mM1t
hebung der polıtischen Abstinenzverordnung für den der Vorbereitung der kirchlichen Feiern ZZA 0 450. Jahres-
katholischen Klerus 1n Miıtteldeutschland, die VO  - der Lag der Reformation die pannungen zwıschen der Van-
Berliner Ordinarienkonferenz Zu Schutze der einzelnen velischen Kirche un: dem kommunistischen Regime. Mıt
Priester erlassen wurde, gefordert. Der Priester soll kleinlichen Schikanen nehmen die kommunistischen Kır-
„nıcht 1Ur über das auszubessernde Loch 1m Kirchen- chenpolitiker Rache tür das unerwartete, überraschend
dach“, sondern über „die Gesamtheit aller geistigen un einmütıge Bekenntnis der miıtteldeutschen Synodalen 1n
materiellen Probleme“ der eıt MIt den kommunisti- Fürstenwalde Z Erhaltung der Einheit der EK  O Als
schen Funktionären sprechen dürfen Dıie positıven Mo- kırchenpolitische Grundlinie schält sıch dabeji heraus: ıne
mMentfie der soz1alıstischen Gesellschaftsordnung sollen gesamtdeutsche evangelische Begegnung wiıird 1n Wıtten-
dabei gewürdigt un „das tiefe Anliegen des Glaubens“ berg nıcht geduldet. Aus der Bundesrepublik dürfen NUur
soll „weder VO Priester noch VO  e Laıen mit konser- Protestanten den Reformationsfeierlichkeiten in der
vatıven politischen Rücksichten belastet“ werden. »D teilnehmen, die siıch ausdrücklich VON der „Bonner
Ziel dieses Vorstoßes 1St offensichtlich, die politische Politik der Alleinvertretungsanmaßung“ dıstanzıeren,
Abstinenz der meısten Katholiken in Miıtteldeutschland DOSItLV ZUT »D eingestellt siınd un: auch Difterenzen

überwinden. mMIıt der Leitung der EKD haben
Auf dem VI1L Parteitag wurden hinsıchtlich der kommu- Dıie geplante HNEeUE Verfassung der AD wiırd mit

Sicherheit einen volksdemokratischen Charakter haben,nıstischen Religions- un Kiırchenpolitik in den bisher
veröffentlichten Materialien keine Aussagen gemacht. keine Überbleibsel der WeıLimarer Verfassung mehr be-
Religion un Kıirche wurden völlig ignoriert un: LOL- sıtzen un die bisherige tormelle Rechtsposıition der
geschwiegen. Oftensichtlich glaubt die SED durch das Kırche beträchrtlich schmälern. Be1i der Neugestaltung des
Vorantreiben der wıssenschaftlich-technischen Revolution Zivilrechts wırd mMiıt großer Wahrscheinlichkeit auch der
den Entkirchlichungstrend eträchtlich stärken un Rechtsstatus der Kirchen als Körperschaften Ööffentlichen
damıt objektive Voraussetzungen Z Schwächung des Rechts verlorengehen un: ihnen 1Ur Vereinscharakter
Einflusses VO Religion un: Kirche schaften. Daraus zugebilligt werden. War sollte INa  - diese (Gesetzes-
darf 114  } jedoch nıcht schließen, dafß die SED nunmehr inıtlatıve nıcht überbewerten, da schon biısher die Rechts-
die Entwicklung dem Selbstlauf überläfßrt. ach WwW1e VOT posıtion der Kırche 1ın der Praxıs Mifßachtung der
unternımmt die SED alles, damıit eın gesellschaftliches Verfassung ausgehöhlt Wr un durch die Jetzıgen (Ge-
Klima gewahrt bleıibt, 1n dem Religion un Kirche L1LLUTL setzesinıtlatıven 11U!r der bisherige faktische Zustand
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rechtlich verankert werden soll, doch werden die bei der Verteidigung ıhrer Rechte bzw. bei der Wahrung
Gesetze unzweıtelhaft G Festigung der kommunisti- der Interessen der Gläubigen autf die Verfassung und
schen Posıition gegenüber den Kırchen erheblich beitragen. andere ormel]l noch nıcht aufgehobene Gesetze
Offenbar sol] den Kirchen künftig erschwert werden, sıch stutzen.

Briete die Schriftleitung der Herder-Korrespondenz
Nur Oökumenisches Tauwetter? Belastung empfindet? Haben WIr nıcht noch kürzlich

In Ihrer Nummer VO Junı 1967 wıird auf Seite 251 VO  e
der Reaktion Dietzfelbingers auf die Fatıma-Reise des
Papstes (schwere ökumenische Belastung) erlebt, da{fßdem „konzentrischen Denken“ hinsichtlic] des katholi- ökumenischer Fortschritt anscheinend 1Ur 1NsoOweıt reg1-schen Kirchenverständnisses geschrieben, das die ege2-

Nung 1im ökumenischen Dialog nach der größeren oder striert werden VEIMAS, als katholisches Gut demontiert
wird? Es steht mır nıcht Z jene Kritik üben, die ichgeringeren qualitativen oder auch quantıtatıven 5ähe des
VO  = einem evangelischen Theologen hörte, welcherDialogpartners richtet. In diesem Zusammenhang wırd

hingewiesen autf die mıiıt der dort Auffassung nıcht der Katholizismus, sondern der Protestantismus se1
übereinstiımmende Kritik ökumenischer Konzilsbeobach- ın der postkonziliären Phase monolithisch: iNnan seihe

katholisierende Mücken und schlucke arıanısche Kamele.LE Dieselbe Gedankenführung klingt dann nochmal mıiıt
eiınem Satz in Ihrer ulı-Nummer auftf der ersten Seıte Es fällt auf, daß überal] dort, die Kirchen heute offi-
Wenn iıch recht sehe, handelt sıch hier fast wörtlich z elle Sachverständige ökumenischen remıen un:

Besprechungen delegieren, VO  = nıchtkatholischer Seıitedie seinerzeıt1igen kritischen Ausführungen VOon Prot weıitgehend Vertreter eınes „harten Kurses“ und einerSchlink, auf die Kardinal Jaeger sinngemälßs erwiıderte,
da{fß sıch ul eın durchaus normales Phänomen handele, subtileren Negatıon geschickt werden jedenfalls, SOWeılt

sıch Deutschland handelt): Schlink, Dietzfelbingerda jedes Bekenntnis LUr VO  — se1inem Standort un: seiner Jun un SCI., Beckmann Un A, y dagegen eın DPeter Meın-Überzeugung her Dialog ühren könne.
Es kann nıcht darum gyehen, 1n kleinlicher Apologetik hold, eın Johann-Christoph ampe, eın Pastor

Schmidt VO  — der Michaelsbruderschaft, VO  } den TheologenmMIıt dem Fınger auf andere zeıgen, bei denen auch
Aaus Taıze oder der Asmussengruppe Sar nıcht reden.nıcht anders ISt, und doch scheint sıch hier eintach VO  3 der

Sache her 1ne Korrektur aufzudrängen. Müdifßte nıcht Und VO katholischer Seite? Ist notwendiıg, die VAant-

gardıstischen Namen CNNECN, die hier auttauchen. Nun,und vollends 1n einer Gegenwart, ın der zunehmend S1e siınd in aller Munde‚relativistelt“ ıne solche Aussage dıfferenzierter SC-
macht werden? Gewil 1St ZuL, WIr 1SCIEC

Zusammenfassend möchte INa  > fragen: „Können die 1n
den beiden Jummern der ‚Herder-Korrespondenz‘ g-Brust schlagen, aber stimmt, W 4s dort ausgeführt wird machten Ausführungen über eın Ng konzentrischesautf dem Hıntergrund gerade der dabei zıtlerten un: M1t

dem Autor gleichziehenden nıchtkatholischen Kritik, oder Denken Anknüpfung die Kritik nıchtkatholischer
Konzilsbeobachter S| W1e S1Ee dort lesen N, be-tührt das eıner schiefen Optik? friedigen? Sınd diese Ausführungen, W 45 das beiderseitigeSchon die Kritik Schlinks schıen damals nıcht ohne Proble-

matık. War nıcht, der 1ın seiınem Bericht VOTL der Dilemma betrifft, das U11Ss 1 Okumenischen belastet, AaUS-

Synode bald darauf erklärte, das Konzil habe leider reichend, Ja sachlich richtig?“
Als langjähriger Una-Sancta-Mann und ebenso langjähri-kein og2ma zurückgenommen(!)? Die gleiche Formulie-
gCer Leser der „Herder-Korrespondenz“ dachte ıch, Ihnenrung Aaus seliner Feder äßt sıch nachlesen iın seınem Buch das schreiben dürten„Nach dem Konzil“, Sıebenstern- Verlag, 196 Man FW Frhr Schilling Canstattbraucht aum darauf hinzuweisen, daß eıne ziemliche

Katastrophe ware, Wenn eLwa eın katholischer Peritus
erklärt hätte, leider se1l die lutherische Lehre VO  } der

Die Zahl der PalästinaflüchtlingeRechtfertigung noch nıcht ‚zurückgenommen“ worden!
och weıter: Sınd nıcht ımmer wıeder resignıerende
Äußerungen dahingehend hören, daß das ökumenische In der Herder-Korrespondenz, Heft S, August 1967,Tauwetter War sehr schön sel, aber Jange nıcht weıter 355 f berichteten Sıe über die Flüchtlingssituation 1mM
führe, w 1e sıch die katholische Kırche als die Kiırche Nahen (Osten Zweiıtellos 1St das Elend der arabischen
Christi un: nıcht als eiınen We. als Fragment verstehe? Flüchtlinge sehr Zrofß und ihr Schicksal bemitleidenswert.
Dies 1U  ) spatestens aßrt fragen, ob hier nıcht ın kompak- Die indıyıduelle Not esteht 1in jedem Fall und ın der
tes ekklesiologisches Präjudız sıch anmeldet, eın konzen- Regel unabhängig VO  e der tatsächlichen Zahl der Flücht-
trısches Denken VO  a protestantischer Prämuisse her, das lınge. Dennoch scheint mMır notwendig, die 1n ihrem
die ökumenische Relevanz der Bemühungen Roms primär Bericht genannten Flüchtlingszahlen überprüfen.daran mi(ßt, w1e weıt sıch diese Kırche Nnu  — protestantı- Ihr Bericht Stutzt sıch auf die Angaben des Flüchtlings-sıert, Ja ob S1e sıch als Konfession 1mM Sınne des Partiellen, kommissars der Vereinten Natıionen, der 1948 die Zahl
als Denomination 1n ine töderalistische Okumene ınte- der arabischen Palästina-Flüchtlinge AT mehr als
eriert, mMa  — ıhr ZEW1SSE hochkirchliche Attribute lassen 964 O0OÖ Menschen bezifterte“ (S 358) Siıcherlich hat der
könnte. Findet sıch solchen konzentrischen Stellen nıcht Flüchtlingshochkommaissar diese Zahl nıcht auf Grund

das, W a4s InNnan außerhalb der Ecclesia Catholica VO  — VermutungenPVielmehr scheint diese Zahl
durchaus verständlicherweise in Begriffen W1e „Rück- der Zahl der regıstrıerten Palästina-Flüchtlinge eNnNt-
kehr“ oder „Heimkehr“ nıcht als Hılfe, sondern als sprechen. Ich möchte nıcht bezweifeln, da{ß ebenso viele
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